
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Betreff: Abwassersatzung - 10. Änderung 
 
Bereitstellungsdatum: 15.12.2021 
 
 
 
 

Gemeinde Obersulm 
Landkreis Heilbronn 

 
Satzung vom 14.12.2021 über die 10. Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbesei-
tigung (Abwassersatzung – AbwS) der Gemeinde Obersulm vom 17. November 2008 
 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kom-
munalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Obersulm 
am 14.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
Nachfolgende Paragraphen erhalten die folgende geänderte Fassung: 
 

§ 3  
Berechtigung und Verpflichtung zum An-

schluss und zur Benutzung 
(1)- Die Eigentümer von Grundstücken, auf de-
nen Abwasser anfällt, sind nach näherer Be-
stimmung dieser Satzung berechtigt und ver-
pflichtet, ihre Grundstücke an die öffentlichen 
Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu be-
nutzen und das gesamte auf den Grundstü-
cken anfallende Abwasser der Gemeinde im 

Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 WG zu 

überlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst 
dinglich zur baulichen Nutzung des Grund-
stücks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigen-
tümers. 

(2)- Die Benutzungs- und Überlassungspflicht 
nach Abs. 1 trifft auch die sonst zur Nutzung 
eines Grundstücks oder einer Wohnung be-
rechtigten Personen. 

(3)- Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, 
sobald die für sie bestimmten öffentlichen Ab-
wasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. 

Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach 
Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, 
so ist das Grundstück innerhalb von sechs Mo-
naten nach der betriebsfertigen Herstellung 
anzuschließen. 

(4)- Unbebaute Grundstücke sind anzuschlie-
ßen, wenn der Anschluss im Interesse der öf-
fentlichen Gesundheitspflege, des Verkehrs o-
der aus anderen Gründen des öffentlichen 
Wohls geboten ist. 

 
 
 
 

§ 6  
Allgemeine Ausschlüsse 

 
(1)- Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung 
sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die 
Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb 
der Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die Schlammver-
wertung beeinträchtigen, die öffentlichen Ab-
wasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfähig-
keit oder Unterhaltung behindern, erschweren 

oder gefährden können, oder die den in öffent-
lichen Abwasseranlagen arbeitenden Perso-
nen oder dem Vorfluter schaden können. Dies 
gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe  

(2)- Insbesondere sind ausgeschlossen: 

1. Stoffe – auch im zerkleinerten Zustand –, 
die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in 
den öffentlichen Abwasseranlagen führen kön-
nen (zum Beispiel Kehricht, Schutt, Asche, 
Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunst-
stoffe, Textilien, Küchenabfälle, Schlachtab-
fälle, Haut- und Lederabfälle, Tierkörper, Pan-
seninhalt, Schlempe, Trub, Trester und hefe-
haltige Rückstände); 

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder 
ölhaltige Stoffe (zum Beispiel Benzin, Heizöl, 
Karbid, Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wassere-
mulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von 
Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren 
Chemikalien, Blut, mit Krankheitskeimen be-
haftete oder radioaktive Stoffe) sowie Arznei-
mittel; 

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, 
Silosickersaft und Molke; 

4. faulendes und sonst übelriechendes Abwas-
ser (zum Beispiel milchsaure Konzentrate, 
Krautwasser); 
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5. Abwasser, das schädliche oder belästi-
gende Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Be-
scheid nicht entspricht; 

7. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder In-
haltsstoffe über den Richtwerten des Anhangs 

A. 1 des Merkblatts DWA-M 115-2 vom Feb-

ruar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: Deutsche 

Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e.V. – DWA –, Theodor-Heuss-Allee 
17, 53773 Hennef) liegen. 

(3)- Die Gemeinde kann im Einzelfall über die 
nach Absatz 2 einzuhaltenden Anforderungen 
hinausgehende Anforderungen stellen, wenn 
dies für den Betrieb der öffentlichen Abwasser-
anlagen erforderlich ist. 

(4)- Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnah-
men von den Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 zulassen, wenn öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, die Versagung der Aus-
nahme im Einzelfall eine unbillige Härte be-
deuten würde und der Antragsteller eventuell 
entstehende Mehrkosten übernimmt 

§ 7 
 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenver-

einbarung 
(1)- Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwas-
ser von der öffentlichen Abwasserbeseitigung 
ausschließen, 

a)- dessen Sammlung, Fortleitung oder Be-
handlung im Hinblick auf den Anfallort oder 
wegen der Art oder Menge des Abwassers un-
verhältnismäßig hohen Aufwand verursachen 
würde; 

b)- das nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Abwassertechnik nicht mit häuslichen 
Abwässern gesammelt, fortgeleitet oder be-
handelt werden kann. 

(2) -Die Gemeinde kann im Falle des Absatzes 
1 den Anschluss und die Benutzung gestatten, 
wenn der Grundstückseigentümer die für den 
Bau und Betrieb der öffentlichen Abwasseran-
lagen entstehenden Mehrkosten übernimmt 
und auf Verlangen angemessene Sicherheit 
leistet  

(3)- Schließt die Gemeinde in Einzelfällen Ab-
wasser von der Beseitigung aus, bedarf dies 

der Zustimmung der Wasserbehörde (§ 46 

Abs. 4 Satz 2 WG). 

 
§ 21  

Abnahme und Prüfung der Grundstück-
sentwässerungsanlagen, 

Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster 
 
(1)- Vor der Abnahme durch die Gemeinde 
darf die Grundstücksentwässerungsanlage 
nicht in Betrieb genommen werden. 

Die Abnahme der Grundstücksentwässerungs-
anlage befreit den Bauherrn, den Planverfas-
ser, den Bauleiter und den ausführenden Un-
ternehmer nicht von ihrer Verantwortlichkeit für 
die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausfüh-
rung der Arbeiten. 

(2)- Die Gemeinde ist berechtigt, die Grund-
stücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die 
Grundstückseigentümer und Besitzer (nach § 
3 Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, die Prü-
fungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. 

Sie haben den zur Prüfung des Abwassers 
notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge 
zu gewähren und die sonst erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen.  

Die mit der Überwachung der Anlagen beauf-
tragten Personen dürfen Grundstücke zum 
Zwecke der Prüfung der Einhaltung der Sat-
zungsbestimmungen betreten. 

(3)- Werden bei der Prüfung der Grundstück-
sentwässerungsanlagen Mängel festgestellt, 
hat sie der Grundstückseigentümer unverzüg-
lich zu beseitigen. 

(4)- Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in 

Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung 
des Landes verpflichtet, Betriebe, von deren 
Abwasseranfall nach Beschaffenheit und 
Menge ein erheblicher Einfluss auf die öffentli-
che Abwasserbehandlungsanlage zu erwarten 
ist, in einem so genannten Indirekteinleiterka-
taster zu erfassen. Dieses wird bei der Ge-
meinde geführt und wird auf Verlangen der 
Wasserbehörde vorgelegt.  

Die Verantwortlichen dieser Betriebe sind ver-
pflichtet, der Gemeinde, auf deren Anforde-
rung hin, die für die Erstellung des Indirektein-
leiterkatasters erforderlichen Angaben zu ma-
chen. Dabei handelt es sich um folgende An-
gaben: 

Namen des Betriebs und der Verantwortlichen, 
Art und Umfang der Produktion, eingeleitete 
Abwassermenge, Art der Abwasservorbehand-
lungsanlage sowie Hauptabwasserinhalts-
stoffe. Die Gemeinde wird dabei die Geheim-
haltungspflicht von Geschäfts- und Betriebsge-
heimnissen sowie die Belange des Daten-
schutzes beachten. 
 

§ 26  
Grundstücksfläche 

(1)- Als Grundstücksfläche gilt:  

1.- bei Grundstücken im Bereich eines Bebau-
ungsplans die Fläche, die der Ermittlung der 
zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist;  
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2.- soweit ein Bebauungsplan oder eine Sat-

zung nach § 34 Abs.4 S. 1 BauGB nicht be-

steht oder die erforderliche Festsetzung nicht 
enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis 
zu einer Tiefe von 35 Meter von der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücks-
grenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche 
Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder 
sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist 
die Grundstückstiefe maßgebend, die durch 
die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der 
baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt 
wird. Grundstücksteile, die lediglich die wege-
mäßige Verbindung zur Erschließungsanlage 
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 

Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur Nut-

zung zählen auch angelegte Grünflächen oder 

gärtnerisch genutzte Flächen  

(2)- § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleibt unberührt.  
 

§ 25  
Beitragsmaßstab 

Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nut-
zungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfa-
chung der Grundstücksfläche (§ 26) mit einem 
Nutzungsfaktor (§ 27); das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommas-
tellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die klei-
ner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet werden.  
 

Absatz 2 entfällt 

 
§ 32 

 Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht 
Von Grundstückseigentümern, für deren 
Grundstück eine Beitragsschuld bereits ent-
standen ist oder deren Grundstücke beitrags-
frei angeschlossen worden sind, werden wei-
tere Beiträge erhoben,  

1. soweit die bis zum In-Kraft-Treten dieser 
Satzung zulässige Zahl bzw. genehmigte hö-
here Zahl der Vollgeschosse überschritten o-
der eine größere Zahl von Vollgeschossen all-
gemein zugelassen wird;  

2. soweit in den Fällen des § 31 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 eine höhere Zahl der Vollgeschosse zu-
gelassen wird;  

3.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflä-
chen vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld 
bisher nicht entstanden ist; 

4.soweit die Voraussetzungen für eine Teilflä-
chenabgrenzung gem. § 31 Abs. 1  
KAG oder eine Tiefenbegrenzung gem. § 26 
Abs. 1 Nr. 2 entfallen; 

5. soweit Grundstücke unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet werden.  

 

Punkte 6, 6.1 und 6.2 entfallen 

 
§ 33 

 Beitragssatz 
Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen 
aus:  

Teilbeiträgen je m² Nut-
zungsfläche 

 (§ 25) 

1. für den öffentlichen 
Abwasserkanal 

5,30 EUR 

2. für den mechani-
schen Teil des Klär-
werks und für den bio-
logischen Teil des 
Klärwerks 

2,69 EUR 

 
§ 34 

 Entstehung der Beitragsschuld 
(1)- Die Beitragsschuld entsteht:  

1.- In den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das 
Grundstück an den öffentlichen Kanal ange-
schlossen werden kann.  

2.- In den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem An-
schluss, frühestens jedoch mit dessen Geneh-
migung.  

3.- In den Fällen des § 33 Nr. 2 bis 3, sobald 
die Teile der Abwasseranlagen für das Grund-
stück genutzt werden können.  

4.- In den Fällen des § 32 Nr. 1 und 2 mit der 
Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-
Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer 
Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
3 BauGB.  

5.- In den Fällen des § 32 Nr. 3, wenn die Ver-
größerung des Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist.  

6.- In den Fällen des § 32 Nr. 4 

a)- mit dem In-Kraft-Treten eines Bebauungs-
plans bzw. dem In-Kraft-Treten einer Satzung 
im Sinne von § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB;  

b)- mit dem tatsächlichen Anschluss der Teil-
flächen, frühestens mit der Genehmigung des 
Anschlusses;  

c)- bei baulicher Nutzung ohne tatsächlichen 
Anschluss mit der Erteilung der Baugenehmi-
gung;  

d)-bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt 
dieser Nutzung.  

7.- In den Fällen des § 32 Nr. 5, wenn das 
neugebildete Grundstück im Grundbuch einge-
tragen ist. 

Punkt 8 entfällt. 
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(2)- Für Grundstücke, die schon vor dem 
1.4.1964 an die öffentliche Abwasseranlagen 
hätten angeschlossen werden können, jedoch 
noch nicht angeschlossen worden sind, ent-
steht die Beitragsschuld mit dem tatsächlichen 
Anschluss, frühestens mit dessen Genehmi-
gung.  

(3)- Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 
entsprechend. 
 

§ 42  
Höhe der Abwassergebühren 

(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt 

je m³ Abwasser:                                1,78 € 

 
(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) 

beträgt je m² versiegelte Fläche:       0,31 € 

 
(3) Die Gebühr für Einleitungen aufgrund be-

sonderer Genehmigung (§ 40 Abs. 1, letz-

ter Satz) beträgt je m³ Abwasser:      0,42 € 

(4) Beginnt oder endet die gebührenpflichtige 
Benutzung in den Fällen des § 40a wäh-
rend des Veranlagungszeitraumes, wird für 
jeden Kalendermonat, in dem die Gebüh-
renpflicht besteht, ein Zwölftel der Jahres-
gebühr angesetzt. 

 
§ 50 In-Kraft-Treten 

(1)- Soweit Abgabenansprüche nach dem bis-
herigen Satzungsrecht bereits entstanden 
sind, gelten anstelle dieser Satzung die Sat-
zungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Ent-
stehens der Abgabeschuld gegolten haben. 

 

(2)- Die 10. Änderung der Abwassersatzung 

tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund 
der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeacht-
lich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch 
innerhalb eines Jahres seit der Bekanntgabe 
dieser Satzung gegenüber der Gemeinde gel-
tend gemacht worden ist: Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeich-
nen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind. 
 
 
Ausgefertigt! 
 
Obersulm, den 15.Dezember 2021 
 
Björn Steinbach 
Bürgermeister 
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